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Einleitung

A. Die Einbindung der Kreditinstitute
in die Besteuerung privater Kapitalerträge

Die Erhebung von Steuern ist eine genuin staatliche Aufgabe,1 die kraft Verfas-
sung den Finanzbehörden zur Ausführung zugewiesen ist.2Dieser Aufgabe entledigt
sich der Staat weitgehend, wenn er die Steuern von einem Privaten für sich eintreiben
lässt. Diese Art der Einbindung Privater in die Steuererhebung ist kein neues Phä-
nomen.3 Bereits Athener4 und Römer5 waren sich der Vorteile dieser Erhebungsform
bewusst und machten davon Gebrauch.6 Steuern direkt an der Quelle des Ertrags zu

1 K.-D. Drüen, Die Indienstnahme Privater für den Vollzug von Steuergesetzen, 2012,
S. 238; J. Hengstschläger, Privatisierung von Verwaltungsaufgaben, VVDStRL Band 54
1995, S. 165 (174); C. Trzaskalik, Die Steuererhebungspflichten Privater, DStJG Band 12
1989, S. 157; H. Krüger, Allgemeine Staatslehre, 2. Aufl. 1966, S. 771; richtigerweise darf
sie aber nicht als alleinige Staatsaufgabe missverstanden werden, siehe K.-D. Drüen, In-
anspruchnahme Dritter für den Steuervollzug, DStJG Band 31 2008, S. 167 (168); siehe dazu
ferner unten § 5 A. sowie § 6 A. II.

2 Siehe insbesondere Art. 108 Abs. 1 GG, der die Verwaltungskompetenz für die Be-
steuerung festlegt.

3 Siehe dazu grundlegend U. Di Fabio, Privatisierung und Staatsvorbehalt, JZ 1999,
S. 585.

4 In Athen nahmen sog. Steuerpächter Aufgaben der Besteuerung wahr und bezahlten
daraus einen festen Geldbetrag an die Gemeinde, da es sich für diese als einfachsten Weg
darstellte, Kontrolle über die Besteuerung zu bewahren. Siehe C. Meier, Wie Athener ihr
Gemeinwesen finanzierten, in: Schultz, Mit dem Zehnten fing es an, 1986, S. 25 (34 f.).

5 Die Römer folgten nahezu gleichem Wege. Auch hier verpachtete der römische Staat
das Recht der Besteuerung bestimmter Abgaben an private Pächter bzw. Zöllner. Diesewaren
nun befugt, in eigener Verantwortung die Steuern einzutreiben. Für dieses Recht bezahlten
sie einen im Voraus bestimmten Geldbetrag. Für den römischen Staat hatte dies den Vorteil,
keinen entsprechenden Steuer-Verwaltungsapparat schaffen und aufrechterhalten zumüssen.
Zudem konnten sie stets mit einem fixen Geldbetrag rechnen und damit planen. Auf der
anderen Seite konnten die Steuerpächter durch ihre Tätigkeit einen Gewinn erzielen. Der
Nachteil dieses Systems der Steuererhebung war allerdings seine Anfälligkeit für Korruption
und Misswirtschaft. Siehe K. Bringmann, Steuern und Fremdherrschaft, in: Schultz, Mit dem
Zehnten fing es an, 1986, S. 51 (56); W. Lotz, Studien über Steuerverpachtung, Sitzungs-
berichte der Bayerischen Akademie der Wissenschaften 1935, S. 7 ff.; C. Hacke, Der
Zehnte – ein Streifzug durch die Steuergeschichte, Informationen zur politischen Bildung
Nr. 288/2012, S. 12 (13).

6 H. Tappe, Privatisierung der Steuerverwaltung – am Beispiel des neuen § 44 Abs. 1
Satz 3 EStG, in: Schön/Sternberg, Zukunftsfragen des deutschen Steuerrechts III, 2018, S. 77
(78).



erheben, vermindert Steuerausfälle, sorgt für eine effektive Besteuerung und ent-
lastet den Fiskus. Für diese Form der Besteuerung entschied sich der deutsche
Gesetzgeber bereits Anfang der 1920er Jahre im Bereich des Kapitalertragsteuer-
rechts und unterwarf den Großteil der Einkünfte aus Kapitalvermögen einem
Quellensteuerabzug. Von den erwirtschafteten Erträgen ziehen die Kreditinstitute
bereits an der Quelle die entsprechende Kapitalertragsteuer ab, behalten sie ein und
führen sie anschließend an das Finanzamt ab. Bekannt ist dieses Instrument der
Steuererhebung vor allem aus dem Lohnsteuerrecht. Auch hier kürzt der Arbeitgeber
den Lohn des Arbeitnehmers um die entsprechende Lohnsteuer und überweist nur
noch den reduzierten Betrag auf das Konto des Arbeitnehmers.Während die Stellung
des Arbeitgebers im Lohnsteuerverfahren bereits Gegenstand mehrerer Monogra-
phien war,7 führte die vergleichbare Stellung der Kreditinstitute im Kapitalertrag-
steuerrecht bis dato ein Schattendasein.8 Aufgrund der Vielschichtigkeit dieser
Rechtsmaterie, die sich durch einige jüngere Gesetzesänderungen nochmals spürbar
erhöhte, und der wirtschaftlichen Bedeutung des Kapitalertragsteuerrechts in der
Praxis9 ist dies durchaus bemerkenswert. Dieser Befund gibt daher Anlass, die
Stellung der Kreditinstitute im Kapitalertragsteuerverfahren nach §§ 43 ff. Ein-
kommensteuergesetz10 grundlegend zu untersuchen und damit einen Beitrag zur
Schließung dieser Forschungslücke zu leisten.

7 O. Ellers, Die gesetzliche Verpflichtung privater Arbeitgeber zumLohnsteuereinbehalt,
2010;G. Kirchhof, Die Erfüllungspflichten des Arbeitgebers im Lohnsteuerverfahren, 2005;
O. Tillmann, Der Rechtschutz im Lohnsteuerverfahren, 2000; G. Winter, Der Arbeitgeber im
Lohnsteuerrecht, 1998; B. Heuermann, Systematik und Struktur der Leistungspflichten im
Lohnsteuerabzugsverfahren, 1998; H. Schäfer, Die Dreiecksbeziehung zwischen Arbeit-
nehmer, Arbeitgeber und Finanzamt beim Lohnsteuerabzug, 1989; F. Kloubert, Rechtliche
Stellung beim Lohnsteuerabzug, 1988; H. Bäuerlen, Die Lohnsteuerhaftung des Arbeitge-
bers, 1978; H. Mösch, Über die Erhebung der Lohnsteuer durch den Arbeitgeber, 1968;
J. Riepen, Die Rechtsstellung des Arbeitgebers im Lohnsteuerabzugsverfahren, 1966.

8 So beschäftigten sich lediglich S. Peschges, Die Rechtsstellung der Bank im Steuer-
verfahren ihres Kunden, 2000, sowieH. Herrler, Mitwirkung der Banken bei der Besteuerung
von Bankkunden, 1984, näher mit dieser Thematik. Beiden Arbeiten ist jedoch gemein, dass
sie sich hauptsächlich auf steuerrechtliche Aspekte beschränken und damit die verwaltungs-
wie verfassungsrechtliche Stellung der Kreditinstitute unbeachtet lassen.

9 Nach Angaben des Statistischen Bundesamts (Statistik über das Steueraufkommen in
Deutschland) betrugen die im Wege der Abgeltungsteuer dem Fiskus zugeflossenen Steu-
ereinnahmen im Jahr 2017 etwa 28,3 Mrd. EUR. Sie liegen damit nur knapp hinter den im
Jahr 2017 zugeflossenen Steuereinnahmen aus der Körperschaftsteuer i.H. v. 29,3 Mrd. EUR
(siehe dazu die Online Datenbank des Statistischen Bundesamts, abrufbar unter http://www-
genesis.destatis.de/genesis/online, unter demAuswahl Code 71211-0001). Siehe hierzu auch
Fn. 435.

10 Einkommensteuergesetz v. 16. 10. 1934 (RGBl. I S. 1005), in der Fassung der Be-
kanntmachung v. 8. 10. 2009 (BGBl. I S. 3366), zuletzt geändert durch das Gesetz v. 26. 6.
2020 (BGBl. I S. 1512), im Folgenden EStG.
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B. Bestimmung des Untersuchungsgegenstands
und Methodik der Untersuchung

Untersuchungsgegenstand ist die Stellung der Kreditinstitute im Kapitalertrag-
steuerverfahren nach §§ 43 ff. EStG. Diese Stellung kann nur dann hinreichend
untersucht werden, wenn man verschiedene Perspektiven zur Begutachtung ein-
nimmt. Das Kapitalertragsteuerrecht erschöpft sich bei Weitem nicht in einer rein
steuerrechtlichen Erörterung der Problemstellungen. Es handelt sich vielmehr um
eine echte Querschnittsmaterie, die aufgrund der Verfahrensbeteiligten insbesondere
Bezüge zum Zivilrecht, dem Strafrecht, dem Europarecht sowie dem Verwaltungs-
und Verfassungsrecht aufweist und um ökonomische Aspekte zu ergänzen ist. Durch
eine intradisziplinäre Herangehensweise können die Spannungsfelder des Kapital-
ertragsteuerrechts aufgezeigt, Probleme erörtert und einer entsprechenden Lösung
zugeführt werden. So erfordert die verfassungsrechtliche Beurteilung der Einbin-
dung der Kreditinstitute in das Kapitalertragsteuerverfahren zwingend eine vorhe-
rige Auseinandersetzung mit den aus dem Steuerrecht herrührenden Pflichten und
Konsequenzen, die es erlaubt, Belastungen aufzudecken und verfassungsrechtlich
einzuordnen. Schließlich werden die materiell-rechtlichen Ergebnisse fortwährend
von prozessualen Erwägungen begleitet, um Fragen der Rechtsdurchsetzung be-
antworten zu können.

In methodischer Hinsicht wird insbesondere auf die Vergleichsfallmethode zu-
rückgegriffen. Aufgrund der Ähnlichkeit von Lohnsteuerverfahren und Kapitaler-
tragsteuerverfahren können aus einem Vergleich dieser besonderen Verfahrensarten
vielversprechende Lösungsmöglichkeiten entwickelt werden. Ferner ist es Anspruch
der Arbeit, das Kapitalertragsteuerrecht auch in rechtstatsächlicher Hinsicht weiter
zu durchdringen, indem bankinterne Vorgänge, wie sie tagtäglich in der Praxis zu
finden sind, sichtbar gemacht werden. Dieses Verständnis ist für die darauf auf-
bauenden rechtlichen Erörterungenvon grundlegender Bedeutung. Die theoretischen
Ausführungen werden schließlich durch einen Beispielsfall begleitet (die Kapital-
maßnahme der Google Inc.), der sich durch den steuerrechtlichen Teil der Unter-
suchung zieht und zur Veranschaulichung der Probleme beitragen soll.

Um eine Ausuferung des Untersuchungsgegenstands zu vermeiden, bleiben ei-
nige Themenbereiche bei der Bearbeitung außer Betracht. So widmet sich die Un-
tersuchung allein dem Kapitalertragsteuerverfahren nach den §§ 43 ff. EStG, sodass
kapitalertragsteuerliche Aspekte, die aus dem Körperschaftsteuerrecht11 bzw. dem
Investmentsteuerrecht12 herrühren, unberücksichtigt bleiben. Zudem kann nicht auf

11 Siehe § 32 Körperschaftsteuergesetz (v. 30. 3. 1920 (RGBl. S. 393), in der Fassung der
Bekanntmachung vom 15. 10. 2002 (BGBl. I S. 4144), zuletzt geändert durch das Gesetz v.
21. 12. 2019 (BGBl. I S. 2875), im Folgenden KStG).

12 Siehe § 50 Investmentsteuergesetz (v. 19. 7. 2016 (BGBl. I S. 1730), zuletzt geändert
durch das Gesetz v. 12. 12. 2019 (BGBl. I S. 2451)) sowie § 20 Abs. 1 Gesetz über deutsche
Immobilien-Aktiengesellschaften mit börsennotierten Anteilen (v. 28. 5. 2007 (BGBl. I
S. 914), zuletzt geändert durch das Gesetz v. 23. 6. 2017 (BGBl. I S. 1693)).
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